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Zum Mitbestimmungsrechi im Bergbau und in der eisenschaffenden
Industrie Westdeutschlands Von l’rof. Dr. E. Aulermaan, Universität des Saarland«

Die nachstehende Betrachtung zu einem
der wichtigsten Probleme unserer Zeit¬
epoche- wird von Gewerkschaftseite man¬
cher Stellungnahme, eigener Behandlung
und Ergänzung bedürfen-Sie bedeutet zwei¬
fellos eine breite Basis für weitere Dis¬
kussionen. — Dieser Artikel war bereits
verfaßt, bevor in Bonn das Parlament dem
Entwurf über die Mitbestimmung zu¬

stimmte.

I. Zur Vorgeschichte
Durch eine Verordnung der Alliierten vom

7. Januar 1947 erhielten die westdeutschen
Gewerkschaften in den entflochtenen Betrie¬
ber. der Buhrindustrie ein Mitbestimmungs¬
recht. Die Hälfte der Aufsichtsratsposten wurde
in die Hand von Gewerkschaftlern g°*cgt*
welche vor allein auch in die wirtschaftliche
Geschäftsführung cingreifen könnten- Soziale
Belange der entflochtenen Betriebe fielen ui
das Arbeitsgebiet eines besonderen Arbeitsdi¬
rektors.
Die Gewerkschaften mußten mm befürchten,

daß dieses Mitbcstinunungsrecht der von ihnen
gestellten Anfsirhfsrafmifgtiedern durch deut¬
sche AusfüLrungsgesetze eingeschränkt wird,
denn das Aktiengesetz von 19.5. kennt keine
Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat.
Wenn nun auch keineswegs feststeht, ob die
entflochtenen Betriebe den Status von Aktien¬
gesellschaften erhalten werden, so ist dies je¬
denfalls nicht ganz ausgeschlossen.
Der direkte Anlaß zur Stellungnahme der

Gewerkschaften war augenscheinlich eine Be¬
sprechung Ende November 1950 in Bonn, wo
dem Vorsitzenden der Industriegewerkschaft
Metall, Walter Freitag, dargetan wurde, daß
eine Verankerung der Mitbestimnuingsrechte,
wie in dem Gesetz der Alliierten, in den deut¬
schen Ausführungsgesetzen nur sehr schwer
möglich wäre. Eine Verschärfung der Situa¬
tion brachte sodann noch, als die Gewerk¬
schaften mit Streik drohten, die anstehende
Acußerung des Bundeskanzlers Adenauer:
,.[» einem demokratischen .Staatswesen kann

cs einen Streit gegen die verfassungsmäßigen
Gesetzgebungsorgane nicht geben. Es kann kei¬
neswegs die Bede davon sein, daß der verfas-
suugsgesetzlich zugestandene Koalitionsfreiheit
einer organisierten Minderheit, welche die Ge¬
werkschaften vom Ganzen gesehen sind, das
Hecht gibt, durch Niederleguug der Arbeit die
Wirtschaft lahnmilegen, um dadurch bestimmte
Arten der Gesetzgebung zu erzwingen.“
Weiterhin wirkte dann noch im Sinne einer

bedauerlichen wesentlichen Verschärfung der
Differenzen, daß der Präsident des Bundes¬
verbandes der Industrie vbn dem „Druck der
Straße” sprach und die Abstimmung über den
Streik beanstandete, weil, hier angeblich „Sug¬
gestivfragen“ wie „Bist du fiir Menschen¬
würde und Freiheit“ gestellt worden sein soll¬
ten.
Die Folgen eines Streiks, welcher Ende Ja¬

nuar 1951 auszubrechen drohte, hätte vor al¬
lein die beiden folgenden mehr als bedenkli¬
chen Auswirkungen gehabt:
1. Da die eisenverarbeitende Industrie in

Westdeutschland mir Stahlvorräte für
höchstens 10—1-4 Tage hat, bestand die
Gefahr, daß fast 2 Millionen eisenverarbei¬
tende Metallarbeiter in dein Augenblick
arbeitslos geworden wären, in welchem ein
Streik der eisenerzeugenden Metallarbei- .
ter- länger als 14 Tage gedauert hätte.

2. Der devisenbringende Export Westdeutsch¬
lands wäre schon in Kürze in Gefahr ge¬
kommen, und dies in einem Augenblick,
in welchem die Europäische Zahliing.siinion
der Bundesrepublik die Verpflichtung auf¬
erlegt, innerhalb eines halben Jahres nichtnur ein Devisendefizit von einer halbenMilliarde DM zu beseitigen, sondern da¬
neben noch einen Devisenüberschuß vonmehr als 100 Millionen DM zu schaffen.Es ist aus Vorstehendem verständlich, daßdie Bonner Bundesregierung mehr oder weni¬ger nachgab und den Entwurf eines „Geset¬zes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmerin Unternehmen des Bergbaus sowie der eisen-und stahlerzeugenden Industrie“ dem Parla¬ment vorlegte.

II. Die Nahziele im Entwurf eines Gesetzes
filier die Mitbestimmung der Arbeitnehmer
A. Die Vorschläge über den Aufsichtsrat.
Der Aufsichtsrat wird auch für GmbH, undBergrecht! iche Gewerkschaften mit eigenerHeehtspersönlichkeit für obligatorisch erklärt.Der Aufsichtsrat soll in der Hegel aus 11Mitgliedern bestehen, und zwar

a) aus fünf Mitgliedern — darunter ein nnah-
hängiges Mitglied —, die durch das nachGesetz oder Satzung zur Wahl von Auf-

sichtsratsmitgliedern berufenen Organe ge¬
wählt werden,

b) aus fünf Mitgliedern — darunter ein un¬
abhängiges Mitglied —, die durch das
Wahlorgan auf Vorschlag derjenigen Spit¬
zenorganisation gewählt werden, welcher
jene Gewerkschaft angehört, die überwie¬
gend in den Betrieben des Unternehmens
vertreten ist, *)

c) aus einem weiteren unabhängigen Mitglied
— der bereits berühmt gewordene 11.
Mann — welches außer den übrigen Vor¬
aussetzungen eines unabhängigen Mitglieds
besitzen muß:
1. allgemeines Vertrauen,
2. Bewährung im wirtschaftlichen Leben,
3. möglichst besondere Erfahrungen in dem
Wirtschaftskreis, in welchem die Unter¬
nehmung tätig ist.

Der elfte Mann, der so viele Eigenschaften
aufweisen soll, wird durch das Wahlorgan —
sehr oft die Hauptversammlung — auf Vor¬
schlag der übrigen Aufsiehtsratsmitglieder ge¬
wählt.

B. Die Vorschläge über den Arbeitsdirektor.
Als ein gleichberechtigtes Mitglied des Vor¬

standes wird ein Arbeitsdirektor vorgeschlagcn,
welcher gegen die Stimmen der Mehrheit der
von der Gewerkschaft vorgeschlagcnen Auf-
sichtsratsmitgliedera weder bestellt noch ab¬
berufen werden kann. Die Hauptaufgabe de#
Arbeitsdirektors soll in der Wahrung der Men¬

schenwürde sämtlicher im Betriebe beschäftig¬
ten Personen bestehen. Eine wesentliche Auf¬
gabe wird auch in der Förderung der Zusam¬
menarbeit im Betriebe gesehen.

C. Die Vorschläge zu den zu errichtenden „Se¬
naten”.
Für die Wirtschaftszweige des Bergbaus so¬

wie der eisen- und stahlerzeugenden Inunstri«
soll je ein Senat gebildet werden, welcher au»
sechs Mitgliedern — das einzelne Mitglied im
Aiter von mindestens 50 Jahren — bestehen
soll. Das einzelne Senatsmitglied soll durch¬
schnittliche Erfahrungen in wirtschaftlichen
und sozialen Angelegenheiten besitzen und vor
allem den betreffenden Wirtschaftszweig auf»
beste kennen.
Die Mitglieder des Senats sollen von der

Bundesregierung auf drei Jahre berufen wer¬
den, und zwar zur Hälfte aus Vorschlägen der
ohne die Gewerkschaften gewählten Aufsicht»-
ratfflitgliedern.
Der Senat soll in erster Linie Meinungsver¬

schiedenheiten innerhalb eines Wirtschafts¬
zweiges klären und zur Beilegung hinwirken;
er soll fernerhin in Sachen

a) der Produktionsförderung,
h) der Rationalisierung,
c) der Menschenführung,
d) der Entwicklung des betr. Wirtschafts¬

zweiges
beraten und gemäß Auftrag Gutachten
statten.

QI. Die Fernziele der Gewerkschaften
Der Erfolg der Gewerkschaften — denn die

Annahme des Gesetzentwurfs ist höchstwahr¬
scheinlich — im Bergbau und in der Stahlin¬
dustrie werden diese wahrscheinlich dazu füh¬
ren, in weiteren Industriezweigen Aehnliehes
erreichen zu wollen. So sind bereits von der
chemischen Industrie entsprechende Forderun¬
gen erhoben worden. Ob allerdings bei einer
Wiederholung der jetzigen Situation das Par¬
lament in Bonn ein gleiches Entgegenkommen
zeigen wird, ist von einigen Politikern anga-
zweifelt worden,

IV. Mitbestimmungsiectit und Grundgesetz
Iüt die Bundesrepublik Deutschlands

Nach Vorlage des weiter oben erörterten Ge¬
setzentwurfs wird Von Seiten der Arbeitge¬
berverbände plötzlich die Frage aufgeworfen,
oh der Entwurf nicht gegen Artikel 14 de«
Grundgesetzes, d. h. der Verfassung West-
deu tschlands verstößt.
Artikel 14 des Grundgesetzes lautet im drit¬

ten Ahsatz:
„Eine Enteignung ist nur zum Wohle der

Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Ge¬
setz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen,
das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt.
Die Entschädigung ist unter gerechter Abwä¬
gung der Interessen der Allgemeinheit und der
Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höh«
der Entschädigung steht, im Streitfälle der
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich¬
ten offen.“
Die Argumente der Arbeitgeberverbände sind

nun im Grundsätzlichen die folgenden:
a) Enteignung ist nicht bloß Entziehung —1

mit oder ohne Uebertragung — de» Eigen¬
tums, sondern auch eine hoheitliche Bo-’
Schränkung oder Belastung de» Eigentum».Ihren Gegenstand können nicht nur kört
perliche Gegenstände, sondern auch" Ver¬
mögenswerte Hechte bilden. — Man ver¬
gleiche auch Giese, Grundgesetz für di«
Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt am
Main 1949, S. 19. —

b) Das mit der Aktie verbundene Stimm¬
recht stellt einen Vermögenswert dar, Di»J
ses Stimmrecht wird in dem Gesetzesent¬
wurf in einem Maße geschmälert, daß man
darin eine F.nteignung zu sehen hat. Ein«
solche Enteignung ist nun aber ohne Fest-1
Setzung einer Entschädigung verfassungs-

de*

widrig.
Als Gegenargument wäre wohl in erster Lini«

zu betonen, daß der in dem letzten Jahrzehnt
eingetretene Wandel der sozialen Auffassungen
aueh den Begriff des uneingeschränkten Ei¬
gentums so umgestaltete, daß Maßnahmen, wi«
die Durchführung des Mitbestimmungsrech¬
tes, nicht mehr als ein wesentlicher Eingriff
in das Eigentum empfunden werden.

V. Die Einstellung der deutschen
Öffentlichkeit zu dem Gesetzesentwurf
Es ist erklärlich, daß die Einstellung zu den»Entwurf ziemlich verschieden ist, je nach der

Es ändert sich das Geld, die Zeit,
doch immer währt die Sparsamkeitl

Sparkasse der Stadt
Saarbrücken

Kreissparkasse
Saarbrücken

politischen Bindung oder Ucberzeugung
einzelnen Verteidigers oder Kritikers.
Man kann aber mit Genugtuung feststellen,

daß auch — mit wenigen Ausnahmen — der
Ton der Kritiker ohne unnötige Schär!« I»t
und daß versucht wird, sachlich zu bleiben.
Im allgemeinen wird ausgeführt:
1. In einem Stadium, in welchem das Ge¬

setz noch den parlamentarischen Instanzen
vorlicgt, melden die Gewerkschaften be¬
reits neue Forderungen. Die Gefahr eine«
„Pap petit vient en mangeant“ scheint
einige Aengstliche in Wallungen gebracht
zu haben.

2. Ein Impuls zur Schaffung der sog. „sozia¬
len Partnerschaft“ ist grundsätzlich zu be¬
grüßen, verhütet werden muß aber «Ui
„gewerkschaftliches Rätesystem“.

3. Wenn Nölting die sog. 1000-Mann-Grenw
so senken will, daß in jedem westdeutschen
Betrieb mit über 390 Arbeitnehmern ein
Beauftragter der Gewerkschaften sitzt,
dann befürchten gewisse Kreise, daß di»
Stärke der Gewerkschaften gegenüber der
Bundesregierung zu sehr zunimmt.

4. Der evtl. „Betriebsfremdheit“ der Ge¬
werkschaftsvertreter steht der Tatbestand
dann entgegen, daß ein Zentralismus der
Gewerkschaften entstehen muß. Die ge¬
werkschaftlichen Mitbestimmer wären von
einer Zentrale oder von Zentralen auszu-
suehen, so daß „Kommandohöhen“ ganz
besonderer Art entstehen könnten. Dies«
„Kommandohöhen“ würden sich jeder de¬
mokratischen Kontrolle entziehen können.

Man kann zu den vorliegenden Kritiken vom
neutralen Standpunkt aus wohl das Folgend«
sagen:
1. Zuerst erscheint die Verallgemeinerung der

Idee des Mitbestimmungsrechts, so wie es
eine BcSetzungsmacht au» unbekannten
Gründen in einem westdeutschen Indu¬
striezweig geschaffen hatte, nicht ganz un¬
bedenklich. Man könnte es für zweckmä¬
ßiger halten, das Mitbestimmungsrecht nue
in die Hand von Mitarbeitern im Betrieb
zu legen.

S. Auf der anderen Sei+e darf nicht da»
Wort, sondern die Tat nuf im Vorder¬
grund stehen, und man kann schon bei
den von Böckler geformten Gewerkschaft*-
funktionären ein gutes Maß von Verant¬
wortungsgefühl auch der Gesamtheit ge¬
genüber als sicher annehmen.

VI. Dis Kritik dis Auslandes zu d«
Neuregelung des besprochenes

Mitbestimmungsrechfs
In der französischen Fachsprache wird de»

Ausdruck des Mitbestimmungsrechts mit „eo-
gestion“ gegeben.
Einige französische Zeitungen — an der

Spitze wohl der „Figaro“ — sehen in d«»
Schaffung
a) des conseil d'adininistratlon — Aufsicht«-

rat —,
des directeur du travai! innerhalb de« Vor¬
standes — conseil de direction —
und
des
- Senates als einer Art von conseil d«

la profession eine Entwicklung zu einem
modernen „corporatisme“ einem Produkt
der syndikalistischen Revolution, welch«
dem Etat parlementaire schwierige Aufga¬
ben stellt, sofern er nicht durch diesen
„Korporatismus“ eine sehr gefährlich«
Machteinbuße erlebt.

Die schweizerische Presse — hier wohl hi
erster Linie die „Neue Zürcher Zeitung“ —
sehen etwas Bedenkliches in dem Umstand, da#
in den Aufsichtsrat in erster Linie wohl nicht
Betriebsangehörige, sondern betriebsfremde Ge¬
werkschaftsfunktionäre gewählt werden dürf¬
ten.

b)

®)

■mm*

*) Man beachte die wenig glückliche Trennung
i«t

a) Unternehmen *=* Gesamtunternehmeo,
b) Betrieb = Teiluntcrnehmen.
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Ziel des Maishaiiplans
„Es ist das Ziel de« Marshallplans, den freien

Völkern Europa» durch di« amerikanische Hil-
f« und durch das Zusammenwirken ihrer eige¬
nen Kraft« eine möglichst weitgehende wirt¬
schaftlich« Unabhängigkeit zu gewähren, di«
Produktivität ihrer Volkswirtschaften zu «tei¬
gem, den sozialen Fortschritt in den europäi¬
schen Ländern zu fördern und zu festigen und
den größtmöglichen Grad an Vollbeschäftigung
zu erreichen. Viele# ist bereit» erreicht worden,
und zweifellos könnte Europa dem angestreb¬
ten Ziel noch näher kommen, wenn die Völker
der Welt in Frieden alle ihre Kräfte für den
Wiederaufbau der durch den Krieg zerrütteten
Volkswirtschaften weiterhin eineetzen könn¬
ten. Die demokratischen Nationen Amerikas und
Westeuropas sind nach wie vor entschlossen,
dem Frieden zu dienen, soweit es in ihrer Macht
stehti aber um jegliche Bedrohung de» Frie¬
dens, die von den Diktaturen hinter dem Eiser¬
nen Vorhang ausgeht, abzu>vehren, sind sie ge¬
zwungen, einen großen Teil ihrer Kräfte und
ihrer materiellen Hilfsquellen für Verteidi-
gungsmaßnahmen znui Schutze der Demokratien
einzusetzen.
Diese Tatsache hat schwerwiegende Folgen

für all© betroffenen Länder der westlichen
VTelt. Rohstoffe und Arbeitskräfte können
nicht mehr wie vordem ausschließlich für den
friedlichen zivilen Wiederaufbau eingesetzt
werden.
Der gewerkschaftliche Beratungsausschuß er¬

kennt die Notwendigkeit neuer Lenkungsinaß-
nahmen für Rohstoffe und Arbeitskräfte an.
Er fordert aber, daß alle Regierungen der west¬
europäischen Länder wirksame Maßnahmen er¬
greifen, um eine Verschwendung oder das Ab¬
wandern lebenswichtiger Rohstoffe nach Län¬
dern hinter dem Eisernen Vorhang zu unter¬
binden.
Die neue Situation macht es dringend er¬

forderlich, daß die Marshallhilfe weiter ln
vollem Umfang aufrcchtcrhalten wird und daß
keines der Teilnehmerländer, das die von der
OEEC empfohlenen Lenkengsmaßnahmen
durchführt, benachteiligt wird. Die Regierung
alter Teilnehmerländer werden aufgefordert, im
Zusammenwirken mit den freien Gewerkschaf¬
ten unverzüglich Pläne für eine zweckvoll«
Lenkung der Wirtschaft auszuarbeiten und
durchzuführen.“


